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Unterstützung
für Armenien

Im Gastkommentar «Aserbaidschans
Waffen stammen auch aus Israel» wird
aufgezeigt, wie die westliche Politik und
die Medien mit unterschiedlichen Ellen
messen (NZZ25. 10. 23).Israelwirdmas-
siv unterstützt,auchmit derBegründung,
dass es von Feinden umgeben und die
einzige Demokratie in der Region sei.

Im Demokratieindex ist Armenien
zwar weiter hinten, aber es ist doch
ein heller Fleck auf der Landkarte zwi-
schen Autokratien. Diese Autokratien
sind ungleich stärker als die Hamas und
verfügen auch durch die Unterstützung
von westlichen Ländern, denen sonst die
Demokratie so indiskutabel wichtig ist,
über modernsteWaffensysteme.

Nicht nur Israel handelt so gegen
seine propagandistisch eingesetzten
Werte, sondern auch die EU, die mit
Aserbaidschan Energieverträge abge-
schlossen hat, um von Russland unab-
hängiger zu werden. Eine Kriegspartei
wurde durch eine andere ersetzt. Dies
wird dann von den Politikern und den
Medien als Erfolg kommuniziert.

Die Ukraine, die sowohl medial wie
auch politisch mit riesiger Unterstüt-
zung versehen wird, ist im Demokratie-
index hinter Armenien aufgelistet und
wird doch als Bollwerk der Demokra-
tie gegenüber der russischen Autokra-
tie dargestellt.

Warum bezieht niemand aus dem
Westen deutlicher Stellung und bie-
tet Unterstützung für Armenien, das
als christliches Land von muslimischen
Autokratien umringt ist und von mäch-
tigen Nachbarn militärisch attackiert
wird? Lässt sich diese Ungleichbehand-
lung rechtfertigen?Wie können Länder
Argumente für sich einfordern, die sie
mit ihren Taten anderen absprechen?

Raphael Hugi, Geroldswil

Energiesparen
in der Schweiz

Die Welt umfasst rund 8 Milliarden
Einwohner, die Schweiz dagegen rund
9 Millionen Einwohner oder ein Pro-
mille, China etwa 1,4 Milliarden oder

17,5 Prozent oder 175 Promille derWelt-
bevölkerung. Da die Schweiz nur rund
ein Promille umfasst, ist dieAuswirkung
vonMassnahmen in der Schweiz auf den
Energiekonsum der Welt entsprechend
gering, es sei denn, dass es Technolo-
gien aus der Schweiz sind, welche gut
auf den Rest der Welt übertragen wer-
den können.

Eine Voraussetzung dafür ist nicht
nur die technische Übertragbarkeit, son-
dern auch die damit verbundenen Bau-
kosten. So können zum Beispiel Null-
energiehäuser noch so gut sein; wenn
sie mit wesentlich höheren Kosten ver-
bunden sind, werden sie nicht in ärme-
ren Ländern Fuss fassen.

Ein Paradebeispiel hiefür ist China,
wo sich kein Investor – ausser vielleicht
der Staat – für Prestigebauten mit Bau-
technologien befasst, die zu wesentlich
höheren Herstellkosten und damit zu
Marktproblemen führen.

Mit Energiesparbauten jedoch, die
auf einfachen, kostengünstigen Techno-
logien aus der Schweiz basieren, konn-
ten zwischen 2002 und 2022 mehr als
2,5 Millionen Quadratmeter Brutto-
geschossfläche in Wohnbauten, Büro-
bauten, Spitälern und Schulen mit gros-
ser Behaglichkeit und sehr geringem
Energieverbrauch realisiert werden.
Und dies vom hohen Norden (Harbin
mit bis zu –30 Grad Celsius) bis in den
tiefen Süden (Hangzhou mit bis zu +40
Grad Celsius).

Nur auf diesem Wege besteht eine
begründete Hoffnung, dass China und
damit 17,5 Prozent derWeltbevölkerung
innert nützlicher Frist ein niedrigeres
Niveau des Energiebedarfs und damit
zusammen mit ihren Elektroautomobi-
len einen echten Beitrag auf globalem
Niveau erreichen.

Prof. em. Dr. sc. nat. Bruno Keller, Zug

Überforderte Führung
am grössten Gericht

Für die ersten Jahre des Bundesverwal-
tungsgerichts (BVGer) wurde ich als
Richter in seine Wirtschaftsabteilung
berufen. Schon damals kam es in der
Abteilung für Asylrecht zu Streitereien
mit einem Richter mit SVP-Parteibuch.

Dies scheint, wie der Fall des beruf-
lich gut qualifizierten Bundesverwal-
tungsrichters David R.Wenger zeigt,
System zu haben, obwohl Parteipolitik
am BVGer nichts verloren hat («Wildes
Datensammeln, verschwundeneAkten»,
NZZ 28. 10. 23).

Das BVGer wurde aber auch von
Streitereien in der Chefetage erschüt-
tert. Ich wurde als Mediator zur Streit-
schlichtung beigezogen,womit ich einen
guten Einblick in die Gerichtsstruktur
und die Führungsorganisation erhielt.
Die derzeitigen Merkwürdigkeiten am
BVGer sind für mich nicht eigentlich
überraschend, denn schon zu meiner
Zeit herrschte eine von Rivalität und
Neid geprägte Unternehmenskultur.

Das BVGer als grösstes eidgenössi-
sches Gericht mit seinen in sechs Ab-
teilungen gegliederten 73 Richtern, 230
Gerichtsschreibern sowie 126 admi-
nistrativen Mitarbeitern hat mit sei-
ner streng hierarchischen Verwaltungs-

struktur eine kritische Grösse erreicht.
Demzufolge sollten das eidgenössische
Parlament und die Gerichtskommission
bei der Beurteilung der unbefriedigen-
den Situation am BVGer den Fokus auf
die Gerichtsstruktur ausweiten, denn
die heutige Führungsorganisation ist mit
dem zu einem Koloss gewachsenen Ge-
richt offenkundig überfordert.

Hans-Jacob Heitz,
Alt-Bundesverwaltungsrichter, Männedorf

Erinnerungen
an Willi Ritschard

Mein Grossvater hatte mich mitgenom-
men an die 1.-Mai-Kundgebung auf dem
Munzingerplatz in Olten. Es muss um
1953 gewesen sein. Es gab einen Um-
zug, und danach hielt der wenig be-
kannteWilli Ritschard eine Rede (NZZ
31. 10. 23).

An den Inhalt kann ich mich nicht
mehr erinnern – ich war ein 12-jähri-
ger Primarschüler –, jedoch an einen
engagierten Auftritt und ganz beson-
ders an die harteAussprache, typisch für
Schweizer aus dem Volk. Im Deutsch-
unterricht wurden wir angewiesen, fei-
ner zu sprechen.

Zwanzig Jahre nach diesem Auftritt
wurde der Redner überraschend und
zu meinem Erstaunen in den Bundes-
rat gewählt. Heute zähltWilli Ritschard
zu den beliebtesten Bundesräten.Er war
und wirkte authentisch. Er war eben ein
Mann aus dem und für das Volk.

Peter Vogt, Zürich

Marc Tribelhorns feiner Rückblick auf
Willi Ritschard erinnert mich an andere
grosse Persönlichkeiten aus dieser Zeit,
wie beispielsweise Fritz Leutwiler. Der
wohl in der Nachkriegszeit bekannteste
und renommierteste Schweizer und der
hierzulande höchst verehrte und respek-
tierte «Büezer» im Bundesrat verstan-
den sich hervorragend.

Fritz Leutwiler mischte sich nicht in
Fragen der Finanzpolitik ein, und Willi
Ritschard hielt es genau gleich mit der
Geldpolitik der Nationalbank. Die bei-
den waren sich auch charakterlich nahe.

Schliesslich enthält Tribelhorns jour-
nalistische Preziose auch mehrere Be-
züge zu der oft unterschätzten Eisen-
bahnerstadt Olten. So ist dort Rit-
schards Redenschreiber und regelmässi-
ger Gesprächspartner Peter Bichsel
aufgewachsen.

Die am Schluss des Texts erwähnte
Lilian Uchtenhagen wuchs in Olten
auf. Ebenso Franz Hohler, Ulrich
Knellwolf und Hans Künzi, Zürcher
Regierungsrat und Vater der dortigen
S-Bahn. Auch der langjährige NZZ-
Chefredaktor Willy Bretscher (1897–
1992) wurde durch Schuljahre in Olten
mitgeprägt.

Erich Heini, Luzern

TRIBÜNE

Höhere Prämien
für Reiche?
Gastkommentar
von STEFAN FELDER

Der Berner Gesundheitsdirektor Pierre-Alain Schnegg erneuerte
unlängst seinenVorschlag, dass Reiche in der Krankenversicherung
mehr Prämien zahlen sollten. Eine Erhöhung der Krankenkassen-
prämie von 500 auf 1000 Franken könnten Gutverdienende bes-
ser verschmerzen als Menschen mit kleinem Portemonnaie eine Er-
höhungum20oder 30Franken.AuchdieMitte-Partei liegt aufdiesem
Kurs. Nach deren «Kostenbremse»-Initiative dürften die Kosten in
der obligatorischenKrankenpflegeversicherung (OKP)nicht schnel-
ler wachsen als die Löhne. Da liegt der Einkommensbezug auf der
Hand.Machen wir die Probe aufs Exempel.Die Kosten in der OKP
liegen nachAbzug der Eigenbeteiligung pro Kopf bei 4250 Franken
im Jahr.Die durchschnittliche kantonale Steuerbasis beläuft sich auf
23 300 Franken pro Einwohner.Ein Einkommenssteuersatz,nennen
wir ihnGesundheitssteuer,von18,2Prozentkönnte somitdiePrämien
bei derFinanzierungderOKP-Kosten ersetzen.BeiEinrechnungder
bereits steuerfinanzierten Prämienverbilligung von 720 Franken pro
Einwohner reduziert sich die Gesundheitssteuer auf 15,1 Prozent.

In der Schweiz streuen sowohl die Gesundheitskosten wie die
Steuerbasis je nach Kanton stark. Die Spanne bei den kantonalen
Gesundheitssteuern wäre hoch: 25,5 Prozent imKanton Jura gegen-
über 6,1 Prozent im Kanton Zug. Die Einkommenssteuersätze am
Ende der Steuerprogression liegen in Zug und im Jura bei 23 bzw.40
Prozent.Das Niveau und die Unterschiede in denGesundheitssteu-
ern würden nicht nur die Migration zwischen den Kantonen beein-
flussen, sondern hätten auch erheblicheAuswirkungen auf die inter-
nationale Attraktivität des Schweizer Arbeitsmarktes. Eine landes-
weit einheitliche Gesundheitssteuer von 15,1 Prozent würde zwar
keine innerschweizerischeWanderung auslösen, hätte aber je nach
Höhe der kantonalen Gesundheitsausgaben und der Steuerkraft
erhebliche regionale Verteilungswirkungen. Jura, Neuenburg, Tes-
sin und Bern würden deutlich besser, Zug, Schwyz, Nidwalden und
Appenzell Innerrhoden dagegen deutlich schlechter gestellt. Der
heutige nationale Finanzausgleich würde über den Haufen gewor-
fen und müsste neu verhandelt werden.

Einkommensbezogene Prämien hätten zudemgrosseAuswirkun-
gen auf denWettbewerb der Krankenversicherer. Je höher das Ein-
kommen eines Versicherten, umso attraktiver ist er für einen Ver-
sicherer. Um eine entsprechende Risikoselektion der Krankenver-
sicherer zu vermeiden, müsste der Risikoausgleich zwischen ihnen
um das Einkommen der Versicherten ergänzt werden.Als Extrem-
lösung böte sich die deutsche an, bei der die Einnahmen aus der Ge-
sundheitssteuer nicht zu den Krankenversicherern fliessen, sondern
in einen Gesundheitsfonds, der wiederum seine Einnahmen risiko-
gerecht unter den Kassen verteilt.DerWettbewerb könnte dann nur
nochüberZusatzprämien funktionieren,die jeneKrankenversicherer
verlangen müssten, deren Zuweisungen aus dem Gesundheitsfonds
nicht ausreichten, um ihre Kosten zu decken. Denkbar wäre auch
das niederländische Modell, das die Gesundheitskosten hälftig über
Lohnabzüge und Kopfprämien finanziert.Das kommt demmomen-
tanen Schweizer System nahe,das die Prämienbelastung derGering-
verdiener individuell subventioniert und die entsprechenden Auf-
wendungen über Steuereinnahmen von Bund und Kantonen deckt.

Dies führt uns zurück zum Vorschlag des Berner Gesundheits-
direktors.Wir wollen ihm nicht unterstellen, dass er bei seinemVor-
schlag an den Finanzausgleich gedacht hat,bei demderKantonBern
der grössteEmpfänger ist.SeinKanton hat jedoch bereits alles in der
Hand, um die Finanzierung der Gesundheit gerechter zu gestalten.
Mit der individuellenPrämienverbilligungkann sowohl derKreis der
Bezieher als auch die Höhe der Verbilligung in Abhängigkeit vom
Einkommen einer Person frei gestaltet werden.Und selbstverständ-
lich liegt die Progression des kantonalen Steuertarifs im Ermessen
einesKantons.Somuss es imFöderalismus ja auch sein:Einkommen-
steuernundFinanzierungderGesundheitsausgabenwerdennichtun-
abhängig voneinander festgelegt.Und bei solchen Entscheiden wird
insbesondere der Steuerkonkurrenz zwischen den Kantonen Rech-
nung getragen.Wenn denn das Berner Parlament einen progressive-
ren Steuertarif möchte, kann es ihn beschliessen. Höhere Kranken-
kassenprämien fürReichebraucht es dagegennicht.Siewürdenohne
zusätzlichenNutzen das föderalistische System nur verkomplizieren.

Stefan Felder ist Professor für Gesundheitsökonomie an der Universität Basel.
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KORRIGENDA
zz. · Im Artikel «Die SBB wehren sich
gegenVorwürfe aus Bern» hiess es, dass
der BundVerluste des Fernverkehrs aus
der Pandemiezeit bereits übernommen
habe (NZZ 30. 10. 23). Tatsächlich läuft
aber der politische Prozess bezüglich
einer entsprechenden Finanzspritze von
1,2 Milliarden Franken noch. Darüber
hinaus ist derzeit kein weiterer Beitrag
wegen Corona-Spätfolgen vorgesehen.

zz. · Im Bericht über den Prozess gegen
den Straftäter Brian stand, der Zürcher
Justizvollzug habe die Oberaufsicht
über die Strafverfolgung im Kanton
inne (NZZ 31. 10. 23). Das ist nicht kor-
rekt. Sie hat, wie ebenfalls imArtikel er-
wähnt, jene über den Strafvollzug inne.
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